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n.F. neue Fassung
NABEG Netzausbaubeschleunigungsgesetz Übertragungsnetz
NCC Novus Corpus Constitutionum Prussico-Brandenburgensium

Praecipue Marchicarum
NdsVBl. Niedersächsische Verwaltungsblätter
NEP Netzentwicklungsplan
n.F. neue Fassung
NIMBY not in my backyard
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NKR Nationaler Normenkontrollrat
Nr. Nummer
NRW Nordrhein-Westfalen
NuR Natur und Recht
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NVwZ-RR Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht – Rechtsprechungs-Report
NZBau Neue Zeitschrift für Baurecht und Vergaberecht
ÖPP öffentlich-private Partnerschaft
OVG Oberverwaltungsgericht
PBDE Planungsgesellschaft Bahnbau Deutsche Einheit
PGS H/B Planungsgesellschaft Schnellbahnbau Hannover-Berlin
Plen.-Prot. Plenarprotokoll
PlfZV Planfeststellungszuweisungverordnung
PNAS Proceedings of the National Academy of Sciences
PVS Politische Vierteljahresschrift
RdE Recht der Energiewirtschaft
RFinStV Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag
RGBl. Reichsgesetzblatt
RKB Regierungskommission Bundesbahn
RL Richtlinie
Rn. Randnummer
ROG Raumordnungsgesetz
RoV Raumordnungsverordnung
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RP Rheinland-Pfalz
RWE Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk
S. Seite
s. siehe
s.a. siehe auch
SeeAnlV Verordnung über Anlagen seewärts der Begrenzung des deutschen

Küstenmeeres – Seeanlagenverordnung
SGB Sozialgesetzbuch
SO&AF Scenario Outlook & Adequacy Forecast
sog. so genannt
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
Spglstr. Spiegelstrich
SRU Sachverständigenrat für Umweltfragen
StabG Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirt‐

schaft – Stabilitätsgesetz
StandAG Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes für ein Endlager

für Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle – Standortauswahl‐
gesetz

StrBFG Straßenbaufinanzierungsgesetz
Stromhandel-VO Verordnung (EG) Nr. 714/2009 des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 13.7.2013 über die Netzzugangsbedingungen für
den grenzüberschreitenden Stromhandel und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1228/2003

StrRegG Gesetz über die einstweilige Neuregelung des Straßenwesens und
der Straßenverwaltung

StrWG Straßen- und Wegegesetz
STUFA Studiengesellschaft für Automobilstraßen
STUFISTRA Studiengesellschaft für die Finanzierung des deutschen Straßen‐

baues
SUP Strategische Umweltprüfung
Tab. Tabelle
TEN trans-European networks; Transeuropäische Netze
TEN-V-VO Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 des Europäischen Parlaments

und des Rates vom 11.12.2013 über Leitlinien der Union für den
Aufbau eines transeuropäischen Verkehrsnetzes und zur Aufhe‐
bung des Beschlusses Nr. 661/2010/EU
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TEN-E-VO Verordnung (EU) Nr. 314/2013 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 17.4.2013 zu Leitlinien für die transeuropäische
Energieinfrastruktur und zur Aufhebung der Entscheidung
Nr. 1364/2006/EG und zur Änderung der Verordnungen (EG)
Nr. 713/2009, (EG) Nr. 714/2009 und (EG) Nr. 715/2009

TKG Telekommunikationsgesetz
TYNDP Ten-Year-Network-Development-Plan, Zehn-Jahres-Netz-ent‐

wicklungplan
UBA Umweltbundesamt
UmwRG Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz
UN Vereinte Nationen
ÜNB Übertragungsnetzbetreiber
UPR Umwelt- und Planungsrecht
Urt. Urteil
UVP Umweltverträglichkeitsprüfung
UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
v. vom
v.a. vor allem
VB Vordringlicher Bedarf
VB-E Vordringlicher Bedarf – Engpassbeseitigung
VerkPBG Gesetz zur Beschleunigung der Planungen für Verkehrswege in

den neuen Ländern sowie im Land Berlin – Verkehrswegepla‐
nungsbeschleunigungsgesetz

VerwArch Verwaltungsarchiv
VDE Verkehrsprojekte Deutsche Einheit
VDN Verband der Netzbetreiber
VEW Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen
VGH Verwaltungsgerichtshof
VIAG Vereinigte-Industrieunternehmungen AG
VGI Vorhaben von gemeinsamem Interesse
Vgl./vgl. vergleiche
VO Verordnung
Vorb. Vorbemerkung
VR Verwaltungsrundschau
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechts‐

lehrer
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
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VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
WaStrG Bundeswasserstraßengesetz
WB Weiterer Bedarf
WindSeeG Gesetz zur Entwicklung und Förderung der Windenergie auf See

– Windenergie-auf-See-Gesetz
WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts – Wasserhaushaltsge‐

setz
WiVerw Wirtschaft und Verwaltung
WRRL Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlamentes und des Ra‐

tes vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens
für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik –
Wasserrahmenrichtlinie

WRV Weimarer Reichsverfassung
ZG Zeitschrift für Gesetzgebung
ZEuS Zeitschrift für Europarechtliche Studien
ZPArl Zeitschrift für Parlamentsfragen
ZPO Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZUR Zeitschrift für Umweltrecht
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Einleitung

Problemstellung

Infrastruktur ist ein Wesensmerkmal moderner Staatlichkeit1. Ohne Wege
gibt es keine Mobilität, ohne Mobilität ist eine ortsübergreifende Wirt‐
schaft und Gesellschaft undenkbar; ohne leistungsfähige Stromtrassen ist
eine überregionale und damit produktive Stromerzeugung unmöglich. Li‐
nienförmige Infrastrukturen2 wie Straßen, Schienenwege und Stromleitun‐
gen bilden ein körperliches Netz und nehmen notwendigerweise Raum in
Anspruch3. Weil Raum eine begrenzte Ressource ist, kommt es zu Nut‐
zungskonflikten, die eines Ausgleichs bedürfen: Auf der einen Seite ste‐
hen die individuellen Belange der etwa durch Enteignung oder Umweltbe‐
lastungen Betroffenen, auf der anderen Seite steht das mit dem Vorhaben
verfolgte Allgemeinwohl. Infrastruktur wird daher nicht ad hoc errichtet,
sondern steht am Ende eines langen Planungsprozesses, in dessen Verlauf
zwei Fragen geklärt werden: „Ist ein solches Vorhaben überhaupt notwen‐
dig?“ und „Wie soll das Vorhaben verwirklicht werden?“ Über die Frage
nach dem „Wie“, deren Beantwortung im Zentrum der politischen und
rechtswissenschaftlichen Diskussion steht, wird vor allem im Planfeststel‐

§ 1

A.

1 Hermes, Infrastrukturverantwortung, S. 324ff; Krüger, Öffentliche Vorhaltung,
S. 16ff; Fehling, AöR 121 (1996), S. 59, 88; Dörr, in: VVDStRL 73 (2013), S. 323,
337 f; Wißmann, in: VVDStRL 73 (2013), S. 369, 371, 377. Zur wirtschaftlichen
Bedeutung des Infrastrukturausbaus und -erhalts sind die Erwartungen zur Umset‐
zung des Bundesverkehrswegeplans beispielhaft, vgl. Bundesverkehrswegeplan
2030, S. 16 f.

2 Zur Infrastruktur siehe unten S.44ff. Zur ideellen Komponente, der Nutzungsmög‐
lichkeit als „Dienst“, siehe Hermes, Infrastrukturverantwortung, S. 330ff.

3 Das Umweltproblem der Bodenversiegelung sollte dabei jedoch nicht überbewertet
werden, da nur 5 % der Fläche der Bundesrepublik von Verkehrsanlagen bedeckt
sind, Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Reihe 5.1., 2014, Tabelle 1.1 lfd. Nr. 35;
andere Zahl im BVWP-2030-Entwurf, S. 24: 1%. – Der Widerstand gegen Hoch‐
bauten wie Höchstspannungsleitungen – hier beschränkt sich die Bodennutzung auf
die Verankerung der Masten (Jarass/Nießlein/Obermair, S. 20) – begründet seine
Vorbehalte daher etwa auch mit ästhetischen Argumenten (zur Problematik und
Messbarkeit von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes siehe Jarass/Nießlein/
Obermair, S. 26ff.).
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lungsverfahren entschieden. Die Frage nach dem „Ob“ – für die die Recht‐
sprechung den Begriff der „Planrechtfertigung“ geprägt hat4 – wird bei
Verkehrswegen und Energieleitungen oftmals durch gesetzliche Bedarfs‐
pläne beantwortet5. Auf Bundesebene sind als Bedarfspläne das Fern‐
straßenausbaugesetz6, dessen erste Fassung 1957 in Kraft getreten ist, und
das Bundesschienenwegeausbaugesetz7, das erstmals 1990 verabschiedet
wurde, zu nennen. Das Energierecht kennt das Energieleitungsausbauge‐
setz8 von 2009 und das Bundesbedarfsplangesetz9, das erstmals 2013 in
Kraft getreten ist.

Dabei unterscheiden sich die Bedarfsplanungen in ihrer Genese: Wäh‐
rend Verkehrswegebedarfspläne auf Regierungsebene im Rahmen eines
Gesamtkonzepts, dem Bundesverkehrswegeplan, erarbeitet und dem Ge‐
setzgeber vorgelegt werden, hat die Reform des Energiewirtschaftsgeset‐
zes im Rahmen des Atomausstiegs mit der Bedarfsermittlung in §§ 12 a ff
EnWG10 eine Neuerung für legislative Planung gebracht: Grundlage eines
Gesetzentwurfs der Bundesregierung sind hier nicht ministerielle Vorar‐
beiten, sondern eine über die BNetzA vermittelte Bedarfsanmeldung und
-planung (sog. Netzentwicklungsplanung) der privaten Übertragungsnetz‐
betreiber. Das vom Parlament beschlossene Bundesbedarfsplangesetz soll
nach der Konzeption dieses Verfahrens auf den Planungen der Übertra‐
gungsnetzbetreiber beruhen.

Bereits der Entstehungsprozess und die vom Gesetzgeber mit seinen
Bedarfsplänen verfolgten Ziele werfen Fragen auf. Das betrifft auf der
einen Seite die Methodik und das Verfahren der Bedarfsplanung und auf
der anderen Seite ihre planungsrechtlichen Wirkungen. Konkret geht es

4 BVerwGE 48, S. 56, 60; 51, S. 15, 21; 56, S. 110, 118; 71, S. 166, 168ff.
5 Vgl. auch Schmitt, Bedarfsplanung, S. 83. Eine Flughafenbedarfsplanung existiert

nicht; allerdings arbeitet das BMVI an einem Luftverkehrskonzept nach dem Vor‐
bild des Bundesverkehrswegeplan, siehe Bundesverkehrswegeplan 2030, S. 53.

6 In der Fassung der Bekanntmachung vom 20.1.2005 (BGBl. I S. 201), zuletzt ge‐
ändert durch Gesetz vom 9.12.2006 (BGBl. I S. 2833).

7 Gesetz vom 15.11.1993 (BGBl. I S. 1874), zuletzt geändert durch Verordnung vom
31.10.2006 (BGBl. I S. 2407).

8 Gesetz vom 21.8.2009 (BGBl. I S. 2870), zuletzt geändert durch Gesetz vom
21.12.2015 (BGBl. S. 2490).

9 Gesetz vom 23.7.2013 (BGBl. I S. 2543; 2014 I S. 148), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 21.12.2015 (BGBl. S. 2490).

10 Energiewirtschaftsgesetz vom 7.7.2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 21.12.2015 (BGBl. S. 2490).

§ 1 Einleitung
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